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Die Entstehung eines Gesetzes: 
Österreichische Hochschulpolitik in den 
1950er Jahren1
Abstract: A Legal Act in the Making: Austrian Higher Education Politics in the 
1950s. The article investigates the political debate around the Austrian Uni-
versity Organisation Act from 1955. It focuses on three fields of dispute: The 
autonomy of the universities, the appointment procedure of professors, and 
the question of (parliamentary) control of the powerful ministry of educa-
tion. Based on yet uncovered sources from the Austrian State Archive, the 
paper explains why, despite suggestions to alter the system at the three “neu-
ralgic” issues mentioned, Austrian higher education in the 1950s remained 
in firm hands of the conservative elite that dominated Austrian universities.
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Die Geschichtsschreibung der Wissenschaftspolitik in der frühen Zweiten Repub-
lik hat sich bisher vornehmlich auf die Phase der Entnazifizierung der Wissenschaf-
ten unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg, und sodann auf die Reformphase 
der 1960er und 1970er Jahre konzentriert.2 Die 1950er Jahre hingegen blieben als 
„Rekonstruktionsperiode“ unterbeleuchtet.3 In der Tat tauchten die Hochschulen – 
als die Orte, an denen vornehmlich wissenschaftliche Forschung und Ausbildung 
praktiziert wurden – damals ja auch nur selten in aktuellen politischen Debatten auf; 
insbesondere im Vergleich zu den Auseinandersetzungen, die ab Mitte der 1960er 
Jahre breites Interesse der medialen Öffentlichkeit erlangten.4 Dieses Schweigen war 
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einem stabilen wissenschaftspolitischen Regime geschuldet. Festgestellt wurde zwar 
inzwischen, dass ein wesentliches Charakteristikum dieses Regimes seine erstaun-
liche Bewegungs- und Reformunfähigkeit war.5 Bis heute fehlt jedoch eine Analyse 
der diesem Regime zugrundeliegenden Kräftekonstellation.
Der vorliegende Aufsatz macht sich zur Aufgabe, diese Lücke zu schließen. Wis-
senschaftspolitik war damals ein Politikfeld in Statu Nascendi:6 In diesem Feld gab 
es mit den Hochschulen nicht nur traditionell etablierte Strukturen und (wenn auch 
in bescheidenem Ausmaß) Ressourcen, sondern auch eine Handvoll Akteure mit 
politischen Positionen. Diese Positionen können anhand eines Fallbeispiels ana-
lysiert und kontextualisiert werden: Es handelt sich um die Entstehung des Hoch-
schul-Organisationsgesetzes (HOG), das am 13. Juli 1955 vom Nationalrat beschlos-
sen wurde.7
1. Ein vergessenes Gesetz
Im HOG wurde erstmals seit Republikgründung die Grenze zwischen politischer 
Steuerung und autonomer Selbstregulierung der Hochschulen festgelegt und die 
Binnenorganisation der Hochschule geregelt. Bis dahin war die Hochschulgesetz-
gebung in Österreich ein „beinahe hundertjähriges Produkt der Verordnungs- und 
Erlaßtätigkeit verschiedener Ministerien, […] in manchen Fällen sogar wider-
spruchsvoll und auch im Rechtscharakter unterschiedlich.“8 Sowohl die Beamten 
im Unterrichtsministerium als auch die akademischen Funktionsträger hatten im 
Sinne der Entscheidungs- und Rechtssicherheit Interesse an einem vereinheitlichten 
Text.9 Reformabsichten gab es keine, wie Richard Meister bereits 1953 paradigma-
tisch feststellte: „Ein Neubau der Organisation der Hochschulen und ihrer akademi-
schen Behörden erscheint als nicht notwendig.“10
Das Ergebnis war denn auch, in den Worten von Unterrichtsminister Heinrich 
Drimmel, „kein brennheißer Brei“, sondern ein „wohltemperiertes Gericht“,11 prä-
ziser: ein strukturerhaltendes Gesetz.12 Vergegenwärtigen wir uns zunächst knapp, 
was es im Kern bestimmte.13 Kodifiziert wurde das bestehende, staatlich finanzierte 
Hochschulsystem, in dem die einzelne Hochschule als Bundesanstalt verankert 
wurde.14 Zentralstück des HOG war die „Governance“, also das sensible Verhältnis 
zwischen Hochschulen und Unterrichtsministerium (als Zentralstelle des Staates) 
sowie die Binnenstruktur der Hochschulen.
Burton Clark hat die traditionelle Verwaltungspraxis der Hochschulen in Konti-
nentaleuropa als „continental mode“ bezeichnet:
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“[This] mode has offered a gathering-in of authority in the superstructure – 
the ministry  – but ironically has contained simultaneously, with its weak 
middle structure, a confederative autonomy within the universities in which 
[…] the faculties have been the main inclusive units and the university as a 
whole has been largely a nominal organization […].”15
Das HOG bewegte sich ganz in dieser Tradition: Das Ministerium blieb zentrale 
Entscheidungsinstanz des Hochschulsystems.16 Autonome Rechte kamen fast aus-
schließlich den Professorenkollegien zu, also der Versammlung aller Professoren an 
einer Fakultät.17 Das Professorenkollegium war demokratisch, weil es alle Befug-
ten an nahezu allen Entscheidungsprozessen zumindest nominell gleichberechtigt 
beteiligte  – jeder Professor war automatisch sein Mitglied. Zugleich war es auch 
ständisch, weil es alle Ebenen unterhalb des Professorenstandes von der Entschei-
dungsfindung ausschloss.
Die rechtlichen Bestimmungen eines Hochschulgesetzes legen fest, „wie die 
Universität als Personenverband geordnet und wie Wissen an der Universität orga-
nisiert wird.“18 Im Zuge der Erstellung des HOG kam es darüber folgerichtig zu 
hochschulpolitischen Kontroversen. Welchen Einfluss hatten die unterschiedli-
chen Konzepte, Erwartungen, Ziele der beim HOG involvierten hochschulpoliti-
schen Akteure? Um diese Frage zu beantworten, sind zunächst die Akteure in den 
unterschiedlichen Ausarbeitungsphasen zu identifizieren (Kap. 2). Danach werden 
die strittigsten Diskussionspunkte während des Entstehungsprozesses nachgezeich-
net, wobei der Fokus auf dem Verhältnis von (Staats-)Bürokratie, parlamentarischer 
Kontrolle und wissenschaftlicher Autonomie liegt (Kap. 3). Davon ausgehend kön-
nen die hochschulpolitischen Positionen der involvierten Akteure nachgezeichnet 
und verallgemeinert werden (Kap. 4).
Der Analyse ist ein aus verschiedenen Quellen gespeister Einblick in den Diskus-
sionszusammenhang verwehrt: Im Falle des HOG fehlen die subjektiven Texte, wel-
che spätere Hochschulgesetze typischerweise begleiteten. Auch oral history ist nicht 
mehr möglich. Dagegen sind der Briefverkehr und die Gutachten zum Gesetzes-
entwurf zugänglich. Aus diesem Quellenmaterial können die (konfligierenden) 
Zielsetzungen und Konstellation der Akteure für die Ausführungen in Kapitel 2 und 
3 entschlüsselt werden. Flankierend dazu wird in Kapitel 4 auf zeitgenössische Quel-
len und Sekundärliteratur zurückgegriffen.
2. Phasen und Akteure
Wenn wir auch wissen, warum das HOG geschrieben wurde, so geht aus den hier 
analysierten Quellen nicht hervor, wer das Gesetz initiiert hat. Nachvollziehen lässt 
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sich aber sein Entstehungsprozess vom ersten Entwurf im zuständigen Fachminis-
terium bis zur Beschlussfassung als Regierungsvorlage im Nationalrat.19 Dabei sind 
drei Phasen erkennbar. Bei der Ausarbeitung erster Entwürfe ab Anfang 1954 wirk-
ten neben Beamten des Bundesministeriums für Unterricht (BMU) auch Vertreter 
der Hochschulen mit. Im Herbst 1954 begann der formelle Begutachtungsprozess, 
in den Sozialpartner und Interessenvertretungen einbezogen wurden und intermi-
nisterielle Konsultationen stattfanden. Von Frühjahr bis Sommer 1955 konzent-
rierte sich die Arbeit dann auf die koalitionäre Abstimmung im Vorfeld von Minis-
terrat und Unterrichtssausschuss des Nationalrats. Das Gesetz war also im von der 
konservativen Volkspartei (VP) dominierten BMU ausgearbeitet und dann dem 
Nationalrat zur Beschlussfassung überantwortet worden.
Die erste Phase begann mit einer „Arbeitstagung“ im BMU vom 11.–13. Februar 
1954 „über Probleme und Reformabsichten an den österreichischen Hochschulen“.20 
Sie diente dazu, überhaupt erst einmal die Möglichkeiten zur Vereinheitlichung der 
Verwaltungspraxen an den Hochschulen zu diskutieren. Es hatten sich nämlich 
recht unterschiedliche Entscheidungsstrukturen eingebürgert.21 Diese Unterschiede 
wurden nun getreulich verzeichnet und abgebildet: So entstand eine platzgreifende, 
dreiteilige Hochschultypologie von „Universitäten“, „Technische Hochschulen“ und 
„Hochschulen ohne Fakultäten“.22
Nach ersten interministeriellen Abstimmungen mit dem Bundeskanzleramt 
und dem Bundesministerium für Finanzen veranstaltete das BMU von 3.–4. Juni 
1954 eine weitere Enquête. Die Hochschulen gaben grünes Licht: „Die Grundsätze 
des Entwurfes wurden einmütig gebilligt.“23 Die zweite Phase bestand in der offi-
ziellen Begutachtung des vorliegenden Entwurfs. Zahlreiche Stellungnahmen tra-
fen ein: von den Zentralstellen aller Ministerien, den Sozialpartnern (Arbeiterkam-
mer, Wirtschaftskammer, Landwirtschaftskammer) und anderen Interessengrup-
pen (Österreichische Bischofskonferenz, Sektion Hochschullehrer in der Gewerk-
schaft Öffentlich Bediensteter, Hochschülerschaft).24 Den größten Anteil machten 
wiederum Stellungnahmen der Hochschulen aus, die nun grundsätzliche Punkte 
ausloteten, insbesondere das Verhältnis zwischen Ministerium und Hochschulen.
In der dritten Phase standen schließlich regierungs- und parteipolitische Fragen 
im Mittelpunkt. In einem interministeriellen Gespräch am 11. Februar 195525 for-
derte das Bundeskanzleramt (BKA) die Überarbeitung einiger Punkte, primär aus 
budgetären Bedenken.26 Die koalitionären Verhandlungen fanden auf informeller 
Basis zwischen Minister Heinrich Drimmel und Leopold Zechner von der SPÖ statt. 
Wie es für den während der frühen Zweiten Republik gepflegten „Legitimationspar-
lamentarismus“27 typisch war, wurde der Unterrichtsausschuss des Nationalrats erst 
unmittelbar vor der Beschlussfassung konsultiert.28
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Was zeigen uns diese drei Phasen? Zunächst wurde innerhalb der Hochschulen 
ein grundsätzlicher Konsens über die Binnenstruktur hergestellt. In den beiden fol-
genden Phasen wurde dann vor allem die Autonomie der Hochschulen ausverhan-
delt. Die Debatten konzentrierten sich auf drei neuralgische Punkte, auf die wir im 
folgenden Kapitel eingehen. Zuvor sehen wir uns noch die Akteure in tragenden 
Rollen an.
Zu Beginn der Verhandlungen ums HOG war Heinrich Drimmel im Bundes-
ministerium für Unterricht noch der für Hochschulen zuständige Sektionschef. Als 
Ernst Kolb aufgrund parteipolitischer Erwägungen nach Vorarlberg ging, wurde 
der parteilose Drimmel im Oktober 1954 zum Minister ernannt. Trotz erheblichen 
Widerstands innerhalb der ÖVP29 war er der ideale Kandidat für die große Regie-
rungspartei: Weltanschaulich eindeutig verortet,30 mit dem Hochschulwesen und 
seinen Eminenzen bestens vertraut31 und dem Bundeskanzler, Julius Raab, bedin-
gungslos loyal.32 Für Drimmel war das HOG die erste und beste Gelegenheit, sein 
politisches Talent unter Beweis zu stellen.
Von Seiten der Hochschulen traten zwei renommierte Proponenten auf, die 
beide bereits in der Umstellung der Hochschulgesetzgebung und -organisation 1945 
eine tragende Rolle gespielt hatten: Das zentrale Gutachten legte in Phase zwei des 
Gesetzgebungsprozesses der Präsident des Verfassungsgerichtshofs und Professor 
für Verfassungsrecht an der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät in Wien, 
Ludwig Adamovich, vor.33 Neben kleinen Modifikationen, die vom Ministerium „in 
einer grossen Anzahl von Fällen berücksichtigt“ wurden,34 schlug er vor, den Hoch-
schulen eine stärkere organisatorische Autonomie zu verleihen. Damit begab er sich 
in Opposition zum Ministerium, das eine rigide Kontrolle der Hochschulen ver-
folgte.35
Richard Meister war damals nicht nur Professor für Pädagogik und Kulturphilo-
sophie an der philosophischen Fakultät in Wien, sondern auch Präsident der Aka-
demie der Wissenschaften und Referent der Rektorenkonferenz.36 Er spielte in allen 
Phasen des Gesetzgebungsprozesses eine maßgebliche Rolle. Zuweilen waren es 
sogar mehrere gleichzeitig: In der Phase zwei zeichnete Meister für zwei Kommissi-
onsberichte der Philosophischen Fakultät verantwortlich und war zudem „Referent“ 
für den Senat der Universität.37 Dabei hatte er bereits am gegenständlichen Entwurf 
des Gesetzes mitgeschrieben und, wie bereits gesehen, schon vor Beginn der Aus-
arbeitung des Gesetzes grundsätzliche Überlegungen zu dessen Ausrichtung vorge-
stellt.38 In Phase drei lieferte Meister dem Minister dann Argumentationshilfen bei 
den Debatten mit dem Koalitionspartner.39
Die Sozialistische Partei schickte Leopold Zechner, Mitglied des Nationalrats, 
stellvertretender Obmann des Unterrichtsausschusses und Wiener Stadtschulrats-
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präsident,40 in die koalitionären Verhandlungen mit Drimmel, von denen Phase drei 
maßgeblich geprägt war. Zechner brachte gewichtige Änderungen ein – wenn auch 
nicht unbedingt durch.41 Zunächst tauschte er seine Argumente brieflich mit Drim-
mel aus.42 Die von Zechner urgierten Modifikationen zielten auf mehr Transparenz, 
eine Verbesserung der Situation von wissenschaftlichen Hochschulangestellten, und 
die Einhaltung des Proporzes bei Gremienbesetzung.
Als sich in der Diskussion zwischen Minister und Abgeordneten in den noch 
strittigen Punkten keine Einigung abzeichnete und Drimmel befürchten musste, 
dass es „unmöglich“ werde, „den Gesetzentwurf noch in dieser Session einzubrin-
gen“, appellierte er an Zechner: „Behufs endgültiger Klärung der noch offenen Fra-
gen würde ich eine mündliche Aussprache sehr begrüßen.“43 Dabei wurde nun tat-
sächlich eine Lösung gefunden,44 und schon am 28. Juni 1955 war die Vorlage im 
Ministerrat. Rasch durchlief sie Lesungen und Befassung des Nationalrats,45 der das 
Gesetz kurz darauf beschloss.
3. Neuralgische Punkte
Das HOG bildete einen Kristallisationspunkt gesellschaftspolitischer Debatten über 
das Verhältnis von Staat und Hochschule und Sinn und Wesen des höheren Bil-
dungssektors. Die Geschwindigkeit, mit der es die drei Phasen bis zur Beschluss-
fassung im Nationalrat durchlief, deutet darauf hin, dass es seitens der involvierten 
Akteure keine grundlegenden Einwände gegen die Intention des Ministeriums gab, 
eine „breitangelegte Kompilation“46 zur rechtlichen Vereinheitlichung bereits beste-
hender Strukturen vorzulegen. Trotzdem finden wir in den Akten zum Entstehungs-
prozess des HOG lebhafte Diskussionen, die zentrale Aspekte der Hochschulorgani-
sation und -verwaltung berührten. Mit welchen Argumenten wurden die jeweiligen 
Standpunkte in diesen Diskussionen unterfüttert? Im Folgenden wollen wir uns die 
drei neuralgischen Punkte näher ansehen.47
Entscheidungsautonomie
In einem Hochschulsystem wie dem österreichischen, in dem das Verhältnis von 
Staat und Wissenschaft traditionell sehr eng war, kam der Ausgestaltung der Ent-
scheidungsautonomie besondere Bedeutung zu: In welchem Ausmaß durften aka-
demische Behörden welche Entscheidungen treffen, und wem waren sie dabei ver-
antwortlich? Wie weitgehend und in welchen Bereichen sollte es staatlichen und 
politischen Stellen verboten sein, sich einzumischen?
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Ludwig Adamovich, Zentralgestalt der Verfassungsinterpretation und der Hoch-
schulgesetzgebung, legte in seinem bereits erwähnten Gutachten vom November 
195448 entscheidende Ergänzungen zum bestehenden Gesetzesentwurf vor. Er defi-
nierte zwei abgegrenzte Wirkungsbereiche, einen staatlichen und einen autonomen. 
Das sollte die Entscheidungsautonomie der Hochschulen stärken. Im staatlichen 
Wirkungsbereich, so Adamovich,
„reicht der administrative Instanzenzug […] bis zum Bundesminister für 
Unterricht. […] In den Angelegenheiten des autonomen Wirkungsberei-
ches […] endet der administrative Instanzenzug bei der gesetzlich berufenen 
obersten akademischen Behörde.“49
Das war ein eleganter Vorschlag, der prompt als eigener Paragraph am Beginn des 
Gesetzes eingefügt wurde, auch weil das „von der Univ. Wien sowie der Technischen 
Hochschule Graz ausdrücklich verlangt“ wurde.50
In seinem Gutachten ging Adamovich noch weiter: Im autonomen Wirkungsbe-
reich sah er die Hochschulen und ihre Fakultäten in der „Stellung öffentlichrechtli-
cher Körperschaften“, und „den von der Verfügung betroffenen Organen der Hoch-
schule [kommt] im Verfahren die Stellung einer Partei […] zu.“51 Er rekurrierte hier 
auf den Begriff „Partei“ gemäß dem Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz von 
1950 (AVG).52 Diese Versuche zur Stärkung der institutionellen Autonomie wurden 
vom BMU aber nicht mitgetragen. Zur Frage der eigenständigen Rechtspersönlich-
keit beschied es:
„Wird den Hochschulen im gesamten autonomen Wirkungsbereich Rechts-
persönlichkeit zuerkannt, so verlieren sie de facto den Charakter einer 
Anstalt des Bundes. Der nächste Schritt ist, dass sodann das Recht sich eine 
eigene Verfassung zu geben und die Studienordnungen nach Gutdünken zu 
regeln verlangt wird. Nach ha. Auffassung haben die Hochschulen eine vom 
Staate verliehene Autonomie. Rechtspersönlichkeit sollen sie nur insoweit 
besitzen, als dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist.“53
Und zur Frage der Parteistellung:
„Einige […] namhafte Rechtslehrer vertreten den Standpunkt, dass den akad.
Behörden […] in Angelegenheiten, die zum autonomen Wirkungsbereich 
gehören, Parteistellung zukommt. Ist diese Ansicht richtig, so sind besondere 
gesetzliche Bestimmungen hierüber nicht notwendig. Sollte diese Ansicht 
jedoch nicht richtig sein, so besteht seitens des BMU kein Interesse daran, 
den akademischen Behörden die Möglichkeit einer Anfechtung von ha. Ent-
scheidungen beim Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshof zu eröffnen.“54 
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Das Ministerium war bestrebt, sich „für den Konfliktfall die letzte Entscheidung 
vor[zu]behalten“.55 Darin wusste es sich einig mit beiden Regierungsparteien. Als 
die Regierungsvorlage im Unterrichtsausschuss diskutiert wurde, brachte der Abge-
ordnete des oppositionellen VdU, Helfried Pfeifer, einen Änderungsantrag ein. In 
Punkt 1 forderte er, die akademischen Behörden als Partei zu bezeichnen und das 
AVG anzuwenden. Der nahezu gleiche Wortlaut mit dem Gutachten von Adamo-
vich legt nahe, dass Pfeifer, Dozent an der rechts- und staatswissenschaftlichen 
Fakultät in Wien, mit Adamovich, Professor an derselben Fakultät, diesbezüglich 
in Kontakt gestanden hat.56 Auch dieser (letzte) Versuch, die Autonomie der Hoch-
schulen formal zu stärken, scheiterte: Die Vertreter der beiden Koalitionsparteien 
lehnten Pfeifers Begehr ab.57
Das Ergebnis war eine eingeschränkte Rechtspersönlichkeit für die Hochschulen,58 
die nur im autonomen Wirkungsbereich „frei von Weisungen, aufgrund eigener 
Willensbildung ihrer Organe tätig“ werden konnten.59 Was aber fiel eigentlich in den 
autonomen Wirkungsbereich? In der ersten Phase der Diskussionen hatte es von 
Seiten der Technischen Hochschule Wien einen recht weitgehenden Vorstoß gege-
ben: Die Rechte zur Beschlussfassung und der Aufgabenkatalog sollten den akade-
mischen Behörden selbst überlassen werden. Die Forderung war vom Ministerium 
sofort abgeschmettert worden.60 Stattdessen war im weiteren Verlauf von einem 
„Katalog der Autonomierechte“ die Rede. Gemeint war damit eine taxative Aufzäh-
lung der Aufgaben, die dem autonomen Wirkungsbereich zufielen.61 Der Katalog 
wurde auch erstellt,62 aber an keiner Stelle schriftlich verhandelt oder diskutiert.63
Personalauswahl
Ein Konflikt entwickelte sich auch um den Modus der Personalauswahl, genauer 
gesagt der Professoren. Die philosophische Fakultät der Universität Wien forderte 
„für den Fall […], dass keiner der im ersten Dreiervorschlag genannten Kandidaten 
zum Zuge kommt“, dass „das BMU einen neuerlichen Vorschlag des zuständigen 
Prof. Koll. einzuholen hat“, und auch, „dass das BMU die Stellungnahme des Prof.
Koll. einzuholen hat, falls es von der Reihung in einem Ternavorschlag abweichen 
will.“64 Um sicherzustellen, dass die Vorauswahl (der so genannte Dreiervorschlag) 
vor allzu willkürlichen Eingriffen durch das Ministerium geschützt war, sollte  der 
Autonomiebereich der Professorenkollegien ausgedehnt und abgesichert werden. 
Das BMU kommentierte den Vorstoß trocken: „Die Vorschläge wären abzulehnen.“ 
Denn:
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„Es ist Sache der Unterrichtsverwaltung, aus den vom Prof.Koll. für geeignet 
befundenen Kandidaten die dem Staate genehmste Person herauszusuchen. 
Hinsichtlich staatspolitischer Erwägungen aber ist das BMU nicht dem Prof.
Koll. sondern der Bundesregierung verantwortlich.“
Der kleine Koalitionspartner hatte grundsätzlich nichts gegen die politische Kom-
ponente in der Bestellung von Professoren einzuwenden; ein Dorn im Auge war ihm 
freilich, dass der (konservative) Minister für sich die alleinige Entscheidungsbefug-
nis darüber beanspruchte. In ihrer Stellungnahme in Phase zwei forderte die Arbei-
terkammer daher „[d]ie Ausschreibung freier Posten für Professoren“.65 Vorderhand 
konnte das BMU diesen Vorstoß noch als „zwar nicht bedenklich, aber als unnötig“ 
abtun.66 In Phase drei forderte Leopold Zechner dann neuerlich die Ausschreibung, 
und es entwickelte sich eine formidable Auseinandersetzung. Drimmel brachte eine 
Reihe an Gegenargumenten an:
„Die Ausschreibung von Dienstposten für […] Professoren halte ich […] 
für schwer gangbar. Vor allem bitte ich zu bedenken, dass der in Betracht 
kommende Personenkreis dem Professorenkollegium vor der Antragstellung 
ohnehin sehr wohl bekannt ist […]. Wenn es aber nicht so wäre, müsste eine 
Ausschreibung, die ihren Zweck erfüllen will – und hier bitte ich nicht zu 
übersehen, dass für Berufungen in vielen Fällen auch Ausländer in Betracht 
kommen – urbi et orbi verlautbart werden, was praktisch nicht durchführbar 
ist. […] Von all dem abgesehen, stünde mit Sicherheit zu erwarten, dass sich 
im Falle einer Ausschreibung sehr viel mehr Unberufene als Berufene bewer-
ben würden […]. Ich bemerke schliesslich, dass derartige Ausschreibungen 
an keiner Hochschule des deutschen Sprachraumes gebräuchlich sind und 
wir dafür auch im Hochschulrecht anderer […] Staaten kein Beispiel gefun-
den haben. Schliesslich mache ich darauf aufmerksam, dass die Ausschrei-
bung von Dienstposten eine Massnahme auf dem Gebiete des Dienstrechtes 
darstellt, einem Rechtsgebiete, mit dem sich der vorliegende Entwurf nicht 
beschäftigt.“67
Zechner konterte unter Verweis auf einen Erlass aus 1848, wonach „erledigte Lehr-
kanzeln zur Bewerbung auszuschreiben sind“, die Ausschreibung würde „dem gel-
tenden Rechtszustand“ entsprechen. Danach ging er Punkt für Punkt auf Drimmel 
ein:
„Die Ausschreibung freier Lehrkanzeln kann wie jede andere Ausschreibung 
urbi et orbi in der Wiener Zeitung geschehen. Die Qualifikation der Bewer-
ber lässt sich allgemein, zumindest aber in jedem Einzelfall hinreichend 
genau angeben. Ich glaube nicht, dass man bei der Ausschreibung ein uferlo-
ses Anschwellen der Bewerbungen befürchten muss. […] Durch das Erfor-
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dernis der Ausschreibung soll übrigens nicht verhindert werden, dass auch 
Personen vorgeschlagen werden, die sich nicht aufgrund der Ausschreibung 
beworben haben; dieser Vorgang wäre ohne weiteres z.B. bei Professoren 
anderer Hochschulen möglich, die berufen werden sollen. Aber das Hoch-
schul-Organisationsgesetz erscheint mir durchaus als das geeignete Gesetz, 
die Ausschreibung, den Dreiervorschlag und das dabei einzuhaltende Ver-
fahren zu regeln.“68
Zechners Verweis auf eine alte Gesetzgebung aus dem Jahre 1848 zurückzuwei-
sen fiel Drimmel noch leicht: Das sei totes Recht.69 Doch der Rest brachte Drimmel 
offenbar in Verlegenheit. Er musste sich Rat von Meister und aus dem Bundeskanz-
leramt (BKA) holen. Während Meister erneut verfahrenstechnische Einwände gel-
tend machte,70 spitzte der BKA-Spitzenbeamte Egon Loebenstein das formaljuristi-
sche Argument zu: Eine solche Bestimmung habe im HOG nichts verloren, „da es 
sich nicht um eine organisatorische, sondern um eine personalrechtliche Angele-
genheit handelt.“71 Damit setzte sich letztlich der Minister durch.
Beratung
Einer der bemerkenswertesten Aspekte im HOG war die Einrichtung des „Akade-
mischen Rats“. Allerdings waren seine Aufgaben und Kompetenzen von Beginn an 
äußerst unklar und umstritten. In der Begutachtungsphase überwog auf der einen 
Seite Skepsis:
„Die Hochschule für Welthandel und das Bmf. Land- und Forstwirtschaft 
regen nähere Bestimmungen über die Zusammensetzung des Akademischen 
Rates an. Die [ÖH] fordert eine Vertretung […]. Der Verband der steirischen 
Privatdozenten wünscht, dass sich der Akad.Rat mit Personalangelegenhei-
ten nicht befassen soll. Die Univ.Graz und die Technische Hochschule Graz 
und die Bischofskonferenz äussern gewisse Bedenken gegen die Einführung 
eines Akad.Rates. Abgelehnt wird ein Akad.Rat von der Univ.Wien, der Tech-
nischen Hochschule Wien, der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakul-
tät sowie der med.Fak. der Universität Graz sowie von der Tierärztl. Hoch-
schule. Dieser Ansicht hat sich schliesslich auch die Rektorenkonferenz ein-
stimmig angeschlossen. Die erwähnten Stellen fürchten, dass die Einrichtung 
eines Akad.Rates zu Eingriffen sowie zu einer Herabminderung der Hoch-
schulautonomie führen könnte.“72
Drimmel rechtfertigte sich umgehend gegenüber seiner Klientel an den Hoch-
schulen:
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„Es steht dem Unterrichtsminister selbstverständlich jederzeit frei, den Rat 
von Fachleuten oder von einem Konzilium von Fachleuten einzuholen. Der 
Akad.Rat sollte nur darum im Gesetze verankert werden, damit er auch mit 
der notwendigen Autorität gegenüber einer Öffentlichkeit auftreten kann.“73
Drimmel hatte ein Beratungsgremium vor Augen, das seinen Entscheidungen 
mehr Legitimität verleihen würde.74 Der junge Minister hatte aber wohl nicht damit 
gerechnet, damit den Appetit des kleinen Koalitionspartners zu wecken:
„Vorschläge der Arbeiterkammer und […] der Wiener Landesregierung 
wollen dem [Rat] viel weitergehende Befugnisse einräumen. […] [Letztere] 
fordert auch, dass dem Akad.Rat vom Nationalrat […] nominierte Vertre-
ter angehören. Insbesonders aber fordert sie, dass [ihm] alle wichtigen Akte 
der Hochschulverwaltung, insbesondere alle Personalangelegenheiten vor 
der Entscheidung zur Kenntnis zu bringen sind. Auch soll jedes vom Natio-
nalrate oder vom Hauptausschuss namhaft gemachte Mitglied das Recht der 
Akteneinsicht haben.“75
Ein unabhängiges Gremium mit Kontrollrechten, das nach einem Mechanismus 
zusammengesetzt wurde, in dem nicht er das Sagen haben würde: Das war sicher-
lich das Gegenteil dessen, was Drimmel sich unter einem „Konzilium von Fachleu-
ten“ vorgestellt hatte. Sicherheitshalber ließ der Minister das Gremium ganz aus den 
folgenden Entwürfen streichen. Doch auch hier griff Leopold Zechner die Idee wie-
der auf. In seiner Replik wies Drimmel umgehend darauf hin, „dass die Anregung 
[…] von mir selbst ausgegangen ist“, aufgrund mangelnder Zustimmung die Idee 
dann aber fallengelassen worden sei.
„Ich wäre jedoch bereit, über die schwerwiegenden Bedenken der Hochschu-
len und auch über die Einwände der beteiligten Zentralstellen hinwegzuse-
hen, wenn sich eine einvernehmliche Lösung für eine tragbare Konstruktion 
des Akademischen Rates finden lässt.“76
Was die SPÖ forderte, war für Drimmel jedoch „aus folgenden rechtlichen und tat-
sächlichen Gründen“ [sic!] nicht haltbar: 
„Die Entsendung von Mitgliedern des Hauptausschusses […] würde der 
Bundesverfassung widersprechen. Ich kann mich auch nicht damit abfinden, 
dass einem Akademischen Rat Kontrollbefugnisse eingeräumt werden; denn 
auch dies würde der Bundesverfassung widersprechen.“77
Drimmel war nur dazu bereit, das Gremium „eine beratende Funktion in denjeni-
gen Angelegenheiten“ ausüben zu lassen, „die ihm vom jeweiligen Bundesminister 
nach Massgabe seiner verfassungsmässig gewährleisteten Rechte zur Beratung zuge-
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wiesen werden“.78 Neuerlich gab Zechner nicht sofort nach. In seiner Antwort legte 
er die Verfassung deutlich anders aus:
„Nach Art 52 BVG sind der Nationalrat und der Bundesrat befugt, ‚die 
Geschäftsführung der Bundesregierung zu überprüfen, deren Mitglieder über 
alle Gegenstände der Vollziehung zu befragen und alle einschlägigen Aus-
künfte zu verlangen.‘ Was dem Akademischen Rat ausser der Beratung noch 
zugedacht ist, ist nichts anderes als eine Art dieser parlamentarischen Kont-
rolle. Das Recht auf Auskunft und Akteneinsicht soll in Einschränkung mei-
nes Vorschlages nur den vom Hauptausschuss des Nationalrates nominierten 
Mitgliedern des Akademischen Rats zustehen […]. Weder durch die Beratung 
noch durch Auskunft und Akteneinsicht würde in die Ministerverantwort-
lichkeit eingegriffen werden, sodass auch unter diesem Gesichtspunkt keine 
Bedenken bestehen können. Man kann geradezu sagen, dass durch die vorge-
schlagenen Bestimmungen […] die Ministerverantwortung gerade nicht ein-
geschränkt, sondern vielmehr geltend gemacht werden soll.“79
Richard Meister, von Drimmel konsultiert, lehnte Zechners Vorstoß „auf das ent-
schiedenste“ ab, denn „[h]ier liege der Versuch vor, das BMU einer Kontrolle zu 
unterwerfen, der in diesem Ausmaß die nachgeordneten Dienststellen und insbes. 
der Stadtschulrat nicht unterliegen sollen.“80 Ablehnend war auch die interne Stel-
lungnahme des BMU, in der betont wurde, dass
„jenen Mitgliedern des Akademischen Rates, die dem Lehrkörper der Hoch-
schulen entnommen werden, aus naheliegenden dienstrechtlichen Erwägun-
gen ein Recht auf Auskunft und Akteneinsicht nicht gewährt werden kann.“
Somit käme es zu einer „Zweiteilung unter den Mitgliedern, wobei die HS-Mitglie-
der minderberechtigt wären“, „was für die der letzteren angehörenden Vertreter des 
Lehrkörpers eine unerträgliche Diskriminierung wäre.“ Die Akteneinsicht drohte 
auch für die Sektion zur „Gefahr völliger Lahmlegung ihres durch den Geschäftsver-
kehr und den intensiven Parteienverkehr […] ohnedies schon überaus angespann-
ten Amtsbetriebes“ zu werden. Neuerlich wurden zuletzt schwerwiegende verfas-
sungsrechtliche Bedenken vorgebracht:
„Die Forderung des Präs.Zechner verlangt aber schon deshalb eine kompro-
mißlose Ablehnung, weil ihre Erfüllung eine Sprengung des Systems der par-
lamentarischen Demokratie eigenen Prinzips der Gewaltentrennung bedeu-
ten würde […].“81
In seiner finalen Antwort behauptete Drimmel denn auch, das von Zechner „gefor-
derte Recht auf Auskunft und Akteneinsicht“ ginge über das „verfassungsgesetzlich 
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festgelegte Kontroll- und Initiativrecht der gesetzgebenden Körperschaften hinaus“; 
ja, es wäre sogar „gleichbedeutend […] mit einer Sprengung des dem System der 
parlamentarischen Demokratie eigenen Grundsatzes der Gewaltentrennung“. Und 
Drimmel wusste die Dramatik noch zu steigern:
„Es lässt sich gar nicht abschätzen, wo dieser Weg, wenn man ihn einmal 
beschreiten würde – wozu eine Änderung der Verfassung nötig wäre! – sein 
Ende fände, das jedenfalls kein gutes wäre.“82 
Den Untergang der Republik pathetisch zu perhorreszieren könnte ein im dama-
ligen innerkoalitionären Diskurs durchaus übliches rhetorisches Mittel gewesen 
sein. Aus heutiger Sicht wirkt Zechners Vorstoß zwar erfrischend, politisch war er 
aber nicht einzulösen. Der Akademische Rat blieb jedenfalls ein Papiertiger, der 
auf die Übertragung zur „Beratung von Hochschulangelegenheiten“ von Seiten des 
Ministers angewiesen blieb.83 Ähnliches kann für die beiden anderen neuralgischen 
Punkte gesagt werden: Obwohl durchaus interessante Alternativ- und Reformvor-
schläge vorlagen, setzte sich das strukturkonservative Moment durch. Um das zu 
verstehen  – und damit dem Charakteristikum der gesamten wissenschaftspoliti-
schen Konstellation der 1950er Jahre nachzuspüren –, sehen wir uns nun die Positi-
onen der involvierten Akteure in ihrem historischen Kontext an.
4. Was blieb vom HOG?
Als es beschlossen war, erfuhr das HOG von allen Seiten Lob.84 Dafür gibt es nach-
vollziehbare Gründe. Unmittelbar nach Abschluss des Staatsvertrags war es erstens 
ein hoffnungsfrohes Signal, dass endlich Bewegung in die Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik gekommen sein könnte. Zweitens stellte das Gesetz eine einheitliche 
Rechtsquelle für „das gesamte Verfassungs- und Verwaltungsrecht der wissenschaft-
lichen Hochschulen“ dar, wie eine Jubelschrift später festhielt.85 Und drittens waren 
seine Bestimmungen, wenngleich strukturkonservativ im Zuschnitt, durchaus zeit-
gemäß:86 Zwischen 1948 und 1955 war die Zahl der Hochschulstudierenden bei-
nahe um die Hälfte gesunken.87 Hochschulen waren firm dem Bereich der Kultur 
zugordnet, und die große Mehrzahl der Hochschulabsolventen konnte sich auf eine 
Karriere in einem fest etablierten Berufsfeld (oftmals im Staatsdienst) verlassen. 
Dass wissenschaftliche Forschung etwas mit Produktivitätssteigerung zu tun haben 
könnte, hatte damals noch nicht in volkswirtschaftliche Modelle Eingang gefunden 
und war auch kein politisches Argument.
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Motive und Positionen
Für Unterrichtsminister Heinrich Drimmel war das HOG ein persönlicher Tri-
umph: Innerhalb kurzer Zeit hatte er eine Gesetzesinitiative erfolgreich zum 
Abschluss gebracht. Er ließ keine Zeit verstreichen, um aus dem Erfolg politisches 
Kapital zu schlagen. Gleich im Sommer 1955 klapperte er verschiedene Sommer-
hochschulkurse in Westösterreich ab;88 Schluss- und Höhepunkt dieser Tour war am 
26. August 1955 sein Vortrag am Europäischen Forum Alpbach.89
Als Vertreter der katholisch-konservativen Volkspartei war Drimmel zwei politi-
schen Imperativen unterworfen. Erstens galt für ihn das wirtschaftspolitische Man-
dat des Raab-Kamitz-Kurses:90 Das HOG durfte keine Mehrausgaben verursachen. 
Mit seinen Interventionen sah das Bundeskanzleramt dem BMU diesbezüglich auch 
genau auf die Finger. Zweitens war die staatliche Kulturpolitik (worunter damals 
auch Wissenschaftspolitik subsumiert wurde) der konservativen Reichshälfte zuzu-
rechnen.91 Diese Alleinstellung – und damit der Zugriff auf die (künftigen) staatli-
chen, wirtschaftlichen und kulturellen Eliten der Republik – war zu halten.
Die Aufgabe war für den Unterrichtsminister nicht ganz einfach: Er hatte die 
Klientel an den Hochschulen bei der Stange zu halten, ohne zusätzliche Ressourcen 
in Aussicht stellen zu können. Am HOG exerzierte Drimmel vor, wie er diesen poli-
tischen Spagat mit „feinfühligem Takt“ zu meistern beabsichtigte.92 Im Fokus stan-
den die Hochschulprofessoren, denen er breites, wenngleich nur informelles Mit-
spracherecht einräumte. Die enge Kooperation zwischen Ministerium und Profes-
sorenkollegien auf der Verwaltungsebene fand dergestalt ihre Entsprechung in der 
Zusammenarbeit in wissenschaftspolitischen Fragen.
Wenn wir von den Hochschulprofessoren reden, so sind damit beileibe nicht 
alle damals rund 500 Wissenschaftler dieser exponierten Beamtengruppe gleicher-
maßen gemeint. Drimmels Vertrauen gehörte vielmehr einer spezifischen Gruppe 
von bestens vernetzten und hochschulpolitisch aktiven Professoren. Wir wissen 
noch zu wenig über die „Ressourcenkonstellation“93 des akademischen Betriebs der 
Nachkriegsära, um ein Profil dieser Gruppe erstellen zu können.94 Immerhin, zwei 
Dinge zeichnen sich ab: Die zentrale Machtfigur war Richard Meister. Sein (von der 
Mehrzahl seiner Kollegen mitgetragenes, oder zumindest nicht beeinspruchtes) Ziel 
war es, die Hochschulprofessoren als dominante Gruppe im Wissenschaftsbetrieb 
zu erhalten. Und seine effektive politische Waffe war der Autonomiebegriff, den 
Meister diskursiv äußerst rigide verwendete: Jeder Versuch wissenschaftspolitischer 
Steuerung, der nicht von den Hochschulprofessoren (und im Endeffekt hieß das: 
von Meister selbst) kam, wurde als unerlaubter Angriff auf diese Autonomie ver-
standen. In der politischen Implementierung hingegen zeigte sich Meister äußerst 
flexibel, wenn ihm dies politisch opportun schien.95 Dass er beim HOG die Auto-
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nomie der Hochschulen formal weit geringer ansetzte als sein Kollege Adamovich,96 
machte ihn für Drimmel so wertvoll.
Auch die SPÖ hatte eine kleine Zahl von Sympathisanten unter den Hochschul-
lehrern. Diese stimmten mit der Meistergruppe grundsätzlich darin überein, dass 
die Wissenschaften autonom und apolitisch zu sein hätten. Während Meister aber 
stets betonte, dass dieser Status bereits erreicht und zu verteidigen sei, stellte sich 
den sozialistischen Professoren die Situation ganz anders dar. Ungefähr zur Zeit der 
Beschlussfassung des HOG beschwerte sich Adalbert Duschek bei seinen Kollegen 
darüber, „daß Hochschulen und Wissenschaft heute bereits in einer geradezu uner-
träglichen Weise politisiert sind, unerträglich vor allem wegen der völligen Einsei-
tigkeit […].“97 So offene Worte führten freilich zum Gegenteil dessen, was damit 
bezweckt war: Duschek wurde postwendend mit dem Vorwurf konfrontiert, seiner-
seits eine unlautere Politisierung zu betreiben.98
Im übrigen ist Duscheks Frustration verständlich: Die SPÖ hatte praktisch kei-
nen Einfluss im hochschulpolitischen Bereich. Drei Forderungen standen für sie 
folglich im Mittelpunkt: Mehr Transparenz, um Licht in die undurchsichtige Ver-
bandelung zwischen Ministerium und Professorenkollegien zu bringen; neu zu 
errichtende Lehrkanzeln an den Unis sowie außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen, um Leute aus dem eigenen Einflussbereich in den Wissenschaftsbetrieb ein-
speisen zu können;99 sowie die inhaltliche Ausgestaltung der Hochschulen im anste-
henden Hochschulstudiengesetz, um die Ausrichtung der Ausbildung der künftigen 
Eliten mitsteuern zu können.100
Es scheint nicht zu weit gegriffen, wenn wir sagen, dass das HOG aufgrund einer 
strategischen Fehleinschätzung der SPÖ realisiert werden konnte. Nach Ansicht 
Adalbert Duscheks betraf das Gesetz nämlich „größtenteils Dinge, die nicht auf der 
Ebene politischer Auseinandersetzungen liegen.“101 Die sozialistischen Hochschul-
politiker waren sich um 1955 offenbar nicht im Klaren, dass eine die bestehenden 
Entscheidungs- und Machtstrukturen konsolidierende Hochschulorganisation auch 
die sonst so beklagten Missstände perpetuieren würde.102
Seinen Proponenten war das HOG hingegen der Beweis, dass die politische 
Achse zwischen VP-Ministerium und Meistergruppe funktionstüchtig war. Gerade 
das musste das Misstrauen der SPÖ wecken. Die weitere wissenschaftspolitische Ära 
Drimmel gestaltete sich daher durchwachsen. Zwar gelang es Drimmel, einige Fol-
gebestimmungen zum HOG an den Start zu bringen103 und auch den Ressourcen-
pool der Hochschulen zu vergrößern.104 Doch weder folgten auf das HOG die bei-
den vorgesehenen komplementären Gesetzesvorhaben, die Dienstrechtsnovelle und 
insbesondere die vollmundig angekündigte Neugestaltung der Hochschulstudien,105 
Noch gelang es, die drängende Forschungsfinanzierung auf Schiene zu bringen.106 
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Diese Baustellen wurden erst viele Jahre später von Drimmels Nachfolgern angegan-
gen – unter gänzlich anderen Rahmenbedingungen.
Ausgehend von den eben skizzierten Positionen der drei Akteursgruppen 
(Ministerialbürokratie, Meistergruppe, sozialistische Hochschullehrer/innen) kön-
nen wir auf die zu Beginn aufgeworfene Frage zurückkommen: Warum wurde das 
eben erst entstehende Politikfeld der Wissenschaftspolitik während der nächsten 
zehn Jahre in eine erstaunlich stabile Pattsituation manövriert? Die Antwort: Jede 
der drei Gruppen besaß ein Vetorecht, um einen wissenschaftspolitischen Vorstoß 
von anderer Seite effektiv zu unterbinden. Initiativen von Seiten der Professoren 
und des Ministeriums blieb nach dem HOG eine parlamentarische Mehrheit ver-
wehrt, weil sie kein Entgegenkommen bei der SPÖ mehr fanden. Wenn dagegen die 
SP einen Vorstoß lancierte, genügte der Meistergruppe der Hinweis auf die Gefähr-
dung wissenschaftlicher Autonomie (die sie elegant mit ihrer eigenen Autonomie 
gleichsetzte). Der Minister, dem die politische Verantwortung zufiel und der in 
anderen Bereichen durchaus Wille zum überparteilichen Kompromiss zeigte, wollte 
in hochschulpolitischen Fragen nicht nachgeben. Er meinte offenbar auf die Meis-
tergruppe angewiesen zu sein, um das wissenschaftliche Feld zu befrieden und die 
katholisch-konservative Dominanz an den Hochschulen aufrechtzuerhalten.
Wirkungen
Nicht nur wissenschaftspolitisch forcierte das HOG eine Pattsituation. Die Art und 
Weise, wie es die drei neuralgischen Punkte löste, hatte Wirkungen, die als wenig 
produktiv für den Wissenschaftsbetrieb der Zweiten Republik bezeichnet werden 
können:
Das Gesetz fixierte die beiden Machtebenen der „Ordinarienuniversität“: In 
der Binnenorganisation dominierten die Professorenkollegien. Die nur teilweise 
Rechtspersönlichkeit und die Nicht-Anwendbarkeit des AVG banden die Hoch-
schulen zugleich umso enger an das Ministerium,107 die „Koexistenz von staatlicher 
und autonomer Hochschulverwaltung“108 nahm symbiotische Formen an. Gemein-
sam mit der oftmals antiquierten Struktur der Fakultäten führte sie zu einer außer-
ordentlichen Unfähigkeit, auf neue wissenschaftliche Herausforderungen zu reagie-
ren.109 Die wenigen flexiblen Instrumente im Rahmen des HOG, die „Möglichkeiten 
einer Aufweichung der starren Grenzen der Fakultäten und Hochschulen“ geboten 
hätten, wurden „nur in sehr geringem Ausmaße benützt“, wie ein Ministeriumsbe-
richt von 1965 einräumte.110
Bei den Professorenberufungen unterbreiteten die Kollegien nach alter Manier 
Ternavorschläge, an die sich der Bundesminister in den meisten Fällen hielt.111 
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Zumindest weltanschaulich heikle Berufungen dürften in der Regel ohnehin bereits 
vorab mit Drimmel abgesprochen worden sein.112 Schmerzlich bemerkbar machte 
sich vor allem das Fehlen eines transparenten Verfahrens. Als Anfang der 1960er 
Jahre die Zahl der Lehrkanzeln und der Hochschulen insgesamt wuchs, taten sich 
die Professorenkollegien immer schwerer, alle geeigneten Kandidaten für eine Pro-
fessur zu kennen (auch wenn sie sich meistens auf den deutschsprachigen Raum 
beschränkten).113 Gerade in der Phase der Hochschulexpansion wurden daher wei-
terhin vor allem die hauseigenen Dozenten rekrutiert.114
In der ratifizierten Version des HOG war der Akademische Rat ein Schoßhünd-
chen des Ministers: Seine Tätigkeit blieb kosmetisch,115 und in den ereignisreichen 
Jahren der Hochschulreform verschwand er rasch von der Bildfläche.116 Die Abschot-
tung der wissenschaftlichen Einrichtungen von der Gesellschaft und ihren Vertre-
tungsgremien perpetuierte auch die gegenseitige Ignoranz – Wissenschaft musste 
sich gesellschaftlich nicht beweisen, und die Gesellschaft nahm wissenschaftliche 
Leistungen nur als Emanationen vom Elfenbeinturm wahr.117
Heinrich Drimmel hatte 1955 eine politische Chance, die sich ihm auftat, erkannt 
und erfolgreich verwertet. Basierend auf seinem stabilen Regime als Fachminister 
konnte er sich auch innerhalb der ÖVP als Zukunftshoffnung etablieren.118 Rund 
neun Jahre später und just als seine parteipolitischen Avancen zerschlagen wurden, 
geriet jedoch auch seine bildungs- und wissenschaftspolitische Expertise in Miss-
kredit. Seine alten Verbündeten um Meister waren nun endgültig aus dem aktiven 
Hochschuldienst ausgeschieden; ihre Nachfolger hatten entweder nicht das Format 
oder nicht den Draht zum Minister, oder sie zeigten sich dem Anliegen der Meister-
Gruppe weniger verbunden. Dazu kam, dass Anfang der 1960er Jahre neue Akteure 
ins Feld drängten und mit einer bis dahin nicht gekannten Chuzpe die „Ordinari-
enoligarchie“119 zu kritisieren begannen. Für Drimmel muss es besonders schmerz-
lich und überraschend gewesen sein, dass diese Kritik auch aus den eigenen Reihen, 
nämlich dem Cartellverband (CV) kam.120 Der größer werdende Druck der Sozia-
listen tat ein übriges: Drimmel war nun die Inkarnation einer unbeweglichen Hoch-
schulpolitik.
In den 1960er Jahren begann sich der Politiker daher von dem Gesetz und sei-
nen ehemaligen Verbündeten zu distanzieren. Nun klagte er selbst, mit dem HOG 
hätten sich „jene Hochschulkreise in Österreich“ durchgesetzt, „die sich mit dem 
Neuen überhaupt nicht auseinandergesetzt hatten und in einer erstarrten Abwehr 
bei der restitutio in integrum aus 1945 verharrten.“121 Seine Absetzbewegung kam 
zu spät und war wohl auch wenig glaubwürdig. So sehr das HOG den Ausgangs-
punkt seiner spektakulären politischen Karriere gebildet hatte, so desavouierte es in 
späteren Jahren die Reputation des VP-Politikers Drimmel.
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Im Sommer 1955 war davon noch nichts abzusehen. Als Richard Meister am 
8. Juli 1955 eine Glückwunschadresse an Minister Drimmel schrieb, hätte er sie 
genauso gut an sich selbst schicken können:
„Ich möchte Sie zu diesem hervorragenden Erfolge Ihrer zähen und aufop-
ferungsvollen Arbeit für dieses Gesetz herzlichst beglückwünschen. Sie dür-
fen sich wahrhaftig mit höchster Befriedigung sagen, daß den Hochschu-
len damit ein Statut gegeben wurde, wie wir es für eine zukünftige gedeih-
liche Arbeit im Dienste der Forschung, Wissenschaft und Jugenderziehung 
an unseren österreichischen Hochschulen wünschen konnten.“122
Die Meister-Gruppe proklamierte, dass mit dem HOG die Hochschulen von poli-
tischer Einflussnahme abgeschirmt würden. Doch letztlich war das Gesetz bloß ein 
weiteres „Meisterstück“123 erfolgreicher Interessenpolitik. Die Gewinner des HOG 
waren die Professoren von 1949,124 jene alte Garde, die in den ersten Jahren der 
Zweiten Republik reinstalliert worden war. Ihre außerordentliche Machtstellung im 
Wissenschaftsfeld, ausgeübt über das Professorenkollegium und abgesichert durch 
eine Reihe tradierter Senioritätsrechte, wurde durch das HOG nochmals um einige 
Jahre prolongiert.
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